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Niederschrift 

über die 21. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 11. April 2018, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Petra Friedrich, Vorsitzende, SPD 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Dorothee Köpp, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Wolfgang Decker, Mitglied, SPD 

Hermann Hartig, Mitglied, SPD 

Enrico Schäfer, Mitglied, SPD 

Dr. Günther Schnell, Mitglied, SPD 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 

Saskia Spohr-Frey, Mitglied, CDU (Vertretung für Dr. Norbert Wett) 

Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 

Eva Koch, Mitglied, B90/Grüne 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Dieter Gratzer, Mitglied, AfD 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke  - bis 17:50 Uhr (TOP 5) 

Ilker Sengül, Mitglied, Kasseler Linke (Vertretung für Lutz Getzschmann) 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten  - bis 18:03 Uhr (TOP 6) 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Matthias Nölke, Stadtverordneter, FDP 

Klaus Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Magistrat 

Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 

Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Edith Schneider, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Cenk Yildiz, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
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Caglar Öztürk, Vertreter des Ausländerbeirates 

Anne Janz, Stadträtin, B90/Grüne 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Wolfram Schäfer, Kämmerei und Steuern 

Stefan Rios, Kämmerei und Steuern 

Uwe Fricke, Bürgeramt 

Sibylle Reimers, Bürgeramt 

Thomas Bergmann, Revisionsamt 

Dr. Joachim Benedix, Personal- und Organisationsamt 

Dirk Lange, Die Stadtreiniger Kassel  

Peter Schaumburg, Die Stadtreiniger Kassel 

Annika Kuhlmann, Auszubildende Büro der Stadtverordnetenversammlung  

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Änderung der Gesellschaftsverträge der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und 

der GWG Service GmbH 

101.18.859 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO  

(vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018; 

- Kenntnisnahme Liste I/2018 

101.18.876 

3. Gutachten 101.18.816 

4. Nutzung des Vorkaufsrechts 101.18.826 

5. KVG Seniorenticket für den Bereich der Stadt Kassel 101.18.831 

6. Erhebung einer Wettaufwandssteuer 101.18.836 

7. Situation Ausländerbehörde 101.18.840 

8. Zahlungsdefizite bei Gebührenabführung 101.18.861 

9. Mehrkosten für Infozelt des Präventionsrates 101.18.862 

10. Wertstoffcontainer in Sondernutzungssatzung aufnehmen 101.18.868 

11. Unterstützung Mindestanhebung der Tabellenentgelte 101.18.875 

12. Treffpunkte mit Funktion eines Bürgerhauses 101.18.878 

13. Nachhaltigkeit der Geldanlagen der Stadt und ihrer 

Gesellschaften 

101.18.879 

 

 

Vorsitzende Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 4. April 2018 

ordnungsgemäß einberufene 21. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
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Zur Tagesordnung 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, beantragt, die 

Tagesordnungspunkte 

10. Wertstoffcontainer in Sondernutzungssatzung aufnehmen 

 Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.868 – 

und 

11. Unterstützung Mindestanhebung der Tabellenentgelte 

 Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.875 – 

vorzuziehen und nach Tagesordnungspunkt 2 zur Behandlung aufzurufen.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Freie Wähler + Piraten 

den 
 

Beschluss 
 

Dem Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Kasseler Linke die 

Tagesordnungspunkte 10 betr. Wertstoffcontainer in Sondernutzungssatzung 

aufnehmen, 101.18.868, und 11 betr. Unterstützung Mindestanhebung der 

Tabellenentgelte,101.18.875, vorzuziehen und nach Tagesordnungspunkt 2 zur 

Behandlung aufzurufen, wird zugestimmt. 

 

Vorsitzende Friedrich stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 

 

 

1. Änderung der Gesellschaftsverträge der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und 

der GWG Service GmbH 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.859 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Änderung des Gesellschaftsvertrags der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH vom 1. Dezember 2015 

wird nach Maßgabe der beigefügten Synopse (Anlage) zugestimmt. 
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1. Dezember 2015 wird nach Maßgabe der beigefügten Synopse (Anlage) 

zugestimmt. 

 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke  

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Änderung der Gesellschaftsverträge der 

Gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und 

der GWG Service GmbH, 101.18.859, wird zugestimmt. 

 

Den Ausschussmitgliedern liegt als Tischvorlage ein Änderungsantrag der Fraktion 

Kasseler Linke vor, der von Stadtverordneten Düsterdieck eingebracht und 

begründet wird. Oberbürgermeister Geselle erläutert die Sachlage. 

 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Im Beschlusstext wird in Punkt 1. und 2 ergänzt: 

 

[...] wird nach Maßgabe der beigefügten Synopse (Anlage) mit der  

Änderung des § 8 Aufsichtsrat (1) b in: 

7 von der Stadtverordnetenversammlung gewählte Mitglieder. 

zugestimmt. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: -- 

den  
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 

Änderung der Gesellschaftsverträge der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und der  

GWG Service GmbH, 101.18.859, wird abgelehnt.  

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Hartig 

 

 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen  

gemäß § 99 Abs. 1 HGO (vorläufige Haushaltsführung) für das Jahr 2018; 

- Kenntnisnahme Liste I/2018 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.876 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt von den in der rückseitigen  

Liste I/2018 enthaltenen über- und außerplanmäßigen  

Mehrerträgen/-einzahlungen gemäß § 99 Abs. 1 HGO  

im Finanzhaushalt in Höhe von  4.200,00 € 

Kenntnis.“ 

 

Die Vorlage des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

10. Wertstoffcontainer in Sondernutzungssatzung aufnehmen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.868 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Wertstoffcontainer und die Gelben Säcke werden in die Satzung zur 

Sondernutzung an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel und über 

Sondernutzungsgebühren aufgenommen. 
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Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Antrag. 

Stadtrat Stochla bezieht dazu Stellung.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Freie Wähler + Piraten 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Wertstoffcontainer in 

Sondernutzungssatzung aufnehmen, 101.18.868, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. von Rüden 

 

 

11. Unterstützung Mindestanhebung der Tabellenentgelte 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.875 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird beauftragt, sich in der Vereinigung kommunaler 

Arbeitgeberverbände dafür einzusetzen, dass der Forderung nach einer 

Mindestanhebung der Tabellenentgelte um 200 Euro und für Auszubildende um 

100 Euro statt gegeben wird. 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Antrag.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: Freie Wähler + Piraten 

den  
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Unterstützung Mindestanhebung der 

Tabellenentgelte, 101.18.875, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Köpp 

 

 

3. Gutachten 

Anfrage der Fraktion Freie Wähler + Piraten 

- 101.18.816 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Welche Gutachten hat die Stadt Kassel in den letzten drei Jahren in Auftrag 

gegeben? 

 

Welche dieser Gutachten wurden im Internet veröffentlicht? 

 

Welche Kosten sind pro Gutachten entstanden? 

 

Stadtverordneter Berkhout, Fraktion Freie Wähler + Piraten, begründet die 

Anfrage. Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und die sich 

anschließenden Fragen der Ausschussmitglieder. Die schriftliche Auflistung dazu 

wird der Niederschrift beigefügt. 

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

4. Nutzung des Vorkaufsrechts 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.826 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Grundstücke und Gebäude hat die Stadt Kassel durch Nutzung des 

Vorkaufsrechts in den letzten fünf Jahren erworben? 
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die Nutzung des Vorkaufsrechts in den letzten fünf Jahren geprüft? 

3. Gibt es derzeit Grundstücke bei denen die Nutzung des Vorkaufsrechts 

erwogen wird? 

4. Warum wird das Vorkaufsrecht von der Stadt Kassel so selten genutzt? 

5. Welche Kriterien wirken sich positiv für die Nutzung des Vorkaufsrechts aus? 

6. Werden bei der Prüfung Kriterien wie der Schutz einer großen Anzahl von 

Mietwohnungen, der Schutz vor Spekulation sowie die langfristige Nutzung 

von untergenutzten Grundstücken oder Brachen berücksichtigt? 

7. Wird das Instrumentarium des Vorkaufsrechts genutzt, um 

Beeinträchtigungen von Frischluftschneisen oder Durchlüftungsbahnen 

durch Gebäude zu minimieren oder zu beseitigen? 

 

Die Anfrage wird von Oberbürgermeister Geselle beantwortet.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

5. KVG Seniorenticket für den Bereich der Stadt Kassel 

Antrag des Seniorenbeirates 

- 101.18.831 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die KVG wird aufgefordert, neben dem Jahresticket „Kassel Plus“ ein auf das 

Gebiet der Stadt Kassel begrenztes Jahresticket  

 für Senioren zum reduzierten Preis  von € 300  

 und als Normalticket zum Preis     von € 500  

anzubieten. 

 

Herr Müller, Vertreter des Seniorenbeirates, bringt aufgrund des Beschlusses der 

Vollversammlung des Seniorenbeirates eine Ergänzung zum Antrag ein und 

begründet diese. Die Ergänzung liegt den Ausschussmitgliedern als Tischvorlage 

vor. 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die KVG wird aufgefordert, neben dem Jahresticket „Kassel Plus“ ein auf das 

Gebiet der Stadt Kassel begrenztes Jahresticket  

 für Senioren zum reduzierten Preis  von € 300  
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anzubieten. 

 

Der Antrag Nr. 831 des Seniorenbeirates der Stadt Kassel steht unter dem 

Vorbehalt einer fundierten Wahrscheinlichkeitsberechnung über die 

finanziellen Auswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen auf die KVG. 

 

Der Seniorenbeirat bittet bei der Festlegung der Parameter für die 

Wahrscheinlichkeitsberechnung mit einbezogen zu werden.  

 

Im Falle einer Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung zu dem Antrag 

obliegt die exakte Einpassung der Jahrestickets für die Stadt Kassel in die 

Tarifstruktur der KVG der Gesellschaft.  

 

Im Rahmen der Diskussion erklärt Herr Hansmann, Vertreter des 

Behindertenbeirates, zu Protokoll, dass der Behindertenbeirat diesen geänderten 

Antrag unterstützt. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: CDU, AfD, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der geänderte Antrag des Seniorenbeirates betr. KVG Seniorenticket für den 

Bereich der Stadt Kassel, 101.18.831, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Werl 

 

6. Erhebung einer Wettaufwandssteuer 

Gemeinsame Anfrage der Fraktionen SPD und B90/Grüne und der 

Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch und Andreas Ernst 

- 101.18.836 - 

 

Gemeinsame Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat 

 

1. Wie groß ist die Anzahl der Wettbüros in Kassel? 
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Eröffnung von Wettbüros das Abstandsgebot unterlaufen? 
 

3. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die Eröffnung weiterer Wettbüros 

einzuschränken? 
 

4. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat in der Erhebung einer 

Wettaufwandssteuer analog zur Spielapparatesteuer? 
 

5. Wie groß wäre der Aufwand im Verhältnis zum Ertrag einer 

Wettaufwandssteuer? 
 

6. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die Häufung von Wettbüros in 

manchen Bereichen der Stadt zu unterbinden? 
 

7. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat zur Einführung eines 

Abstandsgebotes auch für Wettbüros? 

 

Stadtverordneter Hartig, SPD-Fraktion, begründet die gemeinsame Anfrage. 

Stadtrat Stochla beantwortet die gemeinsame Anfrage und die Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. Er sagt eine schriftliche Antwort mit der Niederschrift zu.  

 

Nach Beantwortung durch Stadtrat Stochla erklärt Vorsitzende Friedrich die 

gemeinsame Anfrage für erledigt. 

 

 

7. Situation Ausländerbehörde 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.840 - 
 

Anfrage 
 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Probleme gibt es derzeit bei der Ausländerbehörde (Abteilung für 

Zuwanderung und Integration)? 

 

2. Wie lange sind dem Magistrat die dortigen Überlastungen bekannt? 

 

3. Welche Maßnahmen hat der Magistrat bis heute ergriffen, um hier eine 

Verbesserung der Situation für Mitarbeiter und Antragsteller zu erreichen? 

 

4. Wie sehen die zünftigen Planungen in diesem Bereich unter Berücksichtigung 

möglicher sinkender Fallzahlen aus? 
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Ausschussmitglieder werden von Herrn Fricke, Leiter des Bürgeramtes, 

beantwortet.  

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeisterin Friedrich und Herrn Fricke,  

Leiter des Bürgeramtes, erklärt Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

8. Zahlungsdefizite bei Gebührenabführung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.861 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Was waren die Gründe, die in den Jahren 2014-2016 zu Zahlungsdefiziten 

bei der Abführung der Gebühren für Führungszeugnisse und Auskünfte aus 

dem Gewerbezentralregister geführt haben? 

 

2. Die bei der Revision des Bundesamtes für Justiz festgestellten 

Abrechnungsfehler führten zu Nachforderungen, die durch außerplanmäßige 

Mittel in Höhe von 50.000 € gedeckt wurden. Wie setzt sich dieser Betrag 

zusammen bzw. in wie vielen Fällen kam es zu Fehlern in der Abführung? 

 

3. Was hat der Magistrat unternommen, um zukünftig diese Fehler zu 

vermeiden? 

 

Bürgermeisterin Friedrich erklärt, dass sie die Anfrage in der nächsten Sitzung nach 

umfassender Recherche beantworten wird.   

 

Erneute Behandlung in der nächsten Sitzung. 

 

9. Mehrkosten für Infozelt des Präventionsrates 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.862 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie ist es möglich, dass ein vorgeblich „nicht ausreichend sichtbares Logo“ 

und eine damit begründete Änderung der Farbe eines Infozelts für den 

Präventionsrat bei der Anschaffung zu Mehrkosten von 25 % (1.118,60 €) 

führt? 
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2. Wurden kostengünstigere Alternativvarianten geprüft bzw. in Erwägung 

gezogen? 

 

3. Wenn nein, warum nicht? 

 

4. Wenn ja, welche und warum wurden diese nicht realisiert? 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage und die Fragen der 

Ausschussmitglieder.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

10. Wertstoffcontainer in Sondernutzungssatzung aufnehmen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.868 - 

 

Der Tagesordnungspunkt wurde nach Tagesordnungspunkt 2 zur Behandlung 

aufgerufen.  

 

 

11. Unterstützung Mindestanhebung der Tabellenentgelte 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.875 - 

 

Der Tagesordnungspunkt wurde mit Tagesordnungspunkt 10 nach 

Tagesordnungspunkt 2 zur Behandlung aufgerufen.  

 

 

12. Treffpunkte mit Funktion eines Bürgerhauses 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.878 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Treffpunkte mit Funktion eines Bürgerhauses gibt es neben dem 

Haus der Zukunft in Rothenditmold, dem Stadtteilzentrum Wesertor, dem 

Stadtteilzentrum Vorderer Westen und dem Bürgerhaus Wehlheiden? 
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2. Wer ist Eigentümer dieser Häuser? 

3. Wer bewirtschaftet diese Einrichtungen? 

4. Für was werden die Einnahmen der Raummieten verwendet? 

5. Um welchen Betrag übersteigen die Einnahmen die Betriebskosten? 

6. Werden Rückstellungen für die Gebäudebauunterhaltung und –sanierung 

gebildet? 

7. Wie sind die Vergabekriterien dieser Häuser im Vergleich zu der Nutzungs- 

und Entgeltordnung für die Vergabe von Räumen im Bereich der 

Bürgerhäuser der Stadt Kassel? 

 

Stadtverordneter Sengül, Fraktion Kasseler Linke, begründet die Anfrage. 

Stadträtin Völker beantwortet die Anfrage.  

 

Herr Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates, weist daraufhin, dass es im 

Stadtteil Wehlheiden kein Bürgerhaus gibt, sondern die Bürgerräume Wehlheiden.   

 

Nach Beantwortung durch Stadträtin Völker erklärt Vorsitzende Friedrich die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

13. Nachhaltigkeit der Geldanlagen der Stadt und ihrer Gesellschaften 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.879 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. In welche Finanzprodukte haben die Stadt Kassel und die Gesellschaften 

mit maßgeblicher städtischer Beteiligung Geld angelegt? 
2. Welche Summen haben die Stadt Kassel und die Gesellschaften mit 

maßgeblicher städtischer Beteiligung in Finanzprodukte angelegt? 

3. Mit welchen Finanzdienstleistern wurde dafür in den letzten 10 Jahren 

zusammengearbeitet? 

4. Gab oder gibt es bei den Finanzanlagen Produkte mit Bestandteilen der 

Rüstungsproduktion, Atomenergie, Kohleindustrie, Ölindustrie oder 

Beteiligungen an Palmölplantagen? 

5. Ist sichergestellt, dass es dort wo investiert wird keine Kinderarbeit und 

angemessene Bezahlung der Arbeitskräfte gibt? 
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14 von 14 6. Wie sehen die bisher genutzten Anlagegrundsätze und Ziele der Stadt 

Kassel und der Gesellschaften mit maßgeblicher städtischer Beteiligung 

aus? 

 

Oberbürgermeister Geselle beantwortet die Anfrage. 

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Geselle erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:40 Uhr 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Cenk Yildiz 

Vorsitzende Schriftführer 
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